
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                 Vor Einschulung: Schriftliches Einverständnis ! 

�                                                    Schweigepflichtsentbindung ! 
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Verfahren zur Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
Verordnung (VO) vom 01.11.1997 u. Ergänzende Bestimmungen zur VO (Erl. d. MK v. 06.11.1997) 

Ausgangssituation 

Ein sonderpädagogischer Förderbedarf ist festzustellen, wenn  

1. eine körperliche, geistige oder psychische Beeinträchtigung oder eine Beeinträchtigung des sozialen Verhaltens  

a) bei der Schulanmeldung bekannt ist oder vermutet wird,  

 b) während des Schulbesuchs auffällig wird und das Erreichen der Bildungsziele der betreffenden allgemein  bildenden 

Schule nicht oder nur durch sonderpädagogische Förderung möglich erscheint,  

2. eine bereits eingeleitete sonderpädagogische Förderung nicht mehr als ausreichend erscheint.  

 

Antragstellung 

Zuständige Schule 
-Klassenkonferenz- 

 
� Schulleiter/in veranlasst Bericht  

� informiert EZB über Verfahren 

� bezieht weitere Berichte (z.B. 

      Kita) ein 

� holt Beratungsgutachten der  

      Förderschule ein 

 

Sorgeberechtigte 

Förderschule  
 

� Förderschulrektor/in beauftragt Förderschullehrer/in mit Erstellung des Beratungsgutachtens 

� Förderschullehrer/in erstellt Beratungsgutachten  

� Förderschullehrer/in stellt den EZB die Ergebnisse  des Beratungsgutachten vor und händigt dieses in jedem Fall zusammen mit 

dem Bericht der zuständigen Schule) aus.  

 

Erziehungsberechtigte können innerhalb von 3 Tagen Antrag auf Einrichtung einer Förderkommission stellen 

� Schulleiter/in der zuständigen Schule 

      beruft Förderkommission ein (Vorsitz) 

      Mitglieder: EZB, Person des Vertrauens, 

      Förderschullehrer/in, Lehrer/in, die Bericht 

      der zuständigen Schule  erstellt hat  

� Einbeziehung weiterer Unterlagen möglich 

� Förderkommission erarbeitet schriftliche 

      Empfehlung (Protokoll,    

      Einvernehmlichkeit?)   

Schulleiter/in der zuständigen Schule , 

Förderschullehrer/in und Lehrer/in (zuständige Schule) 

erarbeiten eine gemeinsame schriftliche Empfehlung  

(FB 5) 

 

Förderschulrektor/in leitet die gesamten Unterlagen an die zuständige Schule (s.o.) zurück 

Schulbehörde entscheidet über sonderpädago- gischen 

Förderbedarf und den geeigneten Förderort  

per Verfügung (Rechtsbehelfsbelehrung) 

 

Einverständnis der Erziehungsberechtigten 

Sonderpädagogische Förderung 

Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht 




